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Anfrage der Stadtfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN be-
züglich des Wassernotstandes in Fulda vom 18.08.2026 
 
Antwort von Herrn Bürgermeister Dag Wehner 
 
Vorbemerkung: 

 

Die Stadt Fulda hat in Einklang mit § 30 des Hessischen Wassergesetzes die 
Trinkwasserversorgung auf die RhönEnergie Fulda übertragen. Diese Über-

tragung wurde durch Konzessionsvertrag vom 02.08.2024 bis zum 
30.09.2024 erneuert (Beschluss 244/2024 SVV vom 01.07.2024). Zuvor 

nahm die RhönEnergie Fulda diese Aufgabe in der Rechtsnachfolge der Gas- 
und Wasserversorgung Fulda (GWV) wahr, die seit der Auflösung der Stadt-

werke Fulda im Jahr 1971 die Wasserversorgung Fuldas sicherstellte. Zur 
Gewährleistung der Versorgung der Bevölkerung und der Gewerbetreiben-

den mit Trinkwasser arbeiten die Stadt Fulda und die RhönEnergie Fulda 
partnerschaftlich und vertrauensvoll zusammen. 

 
Frage 1: 
Welche Auswirkungen hat die anhaltende Trockenheit auf die Was-

serverfügbarkeit in Fulda und welche wirtschaftlichen Folgen sind 
für örtliche Betriebe bereits erkennbar oder absehbar? 

 
Antwort: 

Die anhaltende Trockenheit und die geringen Niederschläge im hydrologi-
schen Winterhalbjahr hatten sinkende Grundwasserstände, geringere 

Grundwasserneubildung und geringere Quellschüttungen zur Folge. Genaue 
Daten zu Grundwasserständen und -entwicklungen sind öffentlich abrufbar 

über das Messdatenportal des Hessischen Landesamts für Naturschutz, Um-
welt und Geologie (HLNUG). 

 

Durch diese Entwicklung in Kombination mit den ungewöhnlichen Hitzewel-
len stieg der Trinkwasserverbrauch an die Kapazitätsgrenze der Pumpen 

und Tiefbrunnen der RhönEnergie Fulda. Verstärkt wurde dieser Spitzenbe-
darf unter anderem durch betriebliche Kühlprozesse sowie durch zusätzliche 

Bewässerung. 
 

Durch ein vorausschauendes Wassermanagement der RhönEnergie konnten 
wesentliche Einschränkungen für Betriebe vermieden und die Trinkwasser-

versorgung der Haushalte gesichert werden. 
 

Bestandteile dieses Wassermanagements sind insbesondere: 
 

➢ Beratung und Identifikation von Einsparpotenzialen bei Großverbrau-
chern, 

➢ frühzeitige Abstimmung mit Großverbrauchern, 

➢ Reduzierung nicht zwingend erforderlicher kommunaler Verbräuche, 
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➢ Nutzung alternativer Wasserquellen für geeignete Zwecke, 
➢ gezielte Information und Aufforderung zum Wassersparen, 

➢ Reduzierung bzw. zeitweise Einstellung nicht notwendiger Wasserver-
bräuche, etwa bei Durchlaufspringbrunnen. 

 
Erst nachdem diese Maßnahmen nicht ausreichten, entschlossen sich die 

RhönEnergie Fulda und der Oberbürgermeister als örtliche Ordnungsbe-
hörde den Trinkwassernotstand festzustellen, der mit Nutzungseinschrän-

kungen für die Einwohner und Gewerbetreibenden verbunden war. Diese 
Situation war für die Stadt Fulda ein Novum. In zahlreichen südhessischen 

Städten und Gemeinden war diese Maßnahme jedoch bereits in den vergan-
genen Jahren erforderlich geworden. Zur Vorbereitung auf dieses Szenario 

hatte die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Fulda bereits am 
30.06.2025 eine Trinkwassernotstandsverordnung beschlossen. 

 

Die Versorgung der privaten Haushalte war zu jeder Zeit gesichert. Bei zu-
nehmender Häufigkeit und Dauer von Trockenperioden können jedoch Ein-

schränkungen bei besonders wasserintensiven Nutzungen sowie steigende 
Anforderungen an Wassereinsparung und betriebliche Vorsorge nicht aus-

geschlossen werden. 
 

Durch die getroffenen Einsparmaßnahmen und die Abkühlung der Tempe-
raturen hat sich der Trinkwasserverbrauch inzwischen aber reduziert, so 

dass der Trinkwassernotstand zum 1. September aufgehoben werden 
konnte. 

 
Konkrete Zahlen zu den wirtschaftlichen Folgen für örtliche Betriebe liegen 

dem Magistrat nicht vor. Besonders betroffen von der Trockenheit dürften 
jedoch Landwirtschaft, Gartenbau und wasserintensive Betriebe sein.  

 
 

Frage 2: 

Welche Konsequenzen zieht der Magistrat aus dem aktuellen Was-
sernotstand für das Wassermanagement der Stadt, insbesondere 

mit Blick auf die Erfassung, Speicherung, Nutzung und Einsparung 
von Wasser 

 
Antwort: 

Die Stadt Fulda hat bereits verschiedene Maßnahmen umgesetzt, um den 
Wasserverbrauch zu reduzieren und vorhandene Wasserressourcen effizi-

enter zu nutzen. Dazu gehören unter anderem die Nutzung städtischer Zis-
ternen für Bewässerungszwecke, die Verwendung von Wasser aus dem Hal-

lenbad Ziehers und dem Absetzbecken des Wasserwerks für geeignete Be-
wässerungen sowie der Umbau von Durchlaufspringbrunnen zu geschlosse-

nen Systemen. 
 

Darüber hinaus sollen weitere Möglichkeiten zur Erfassung, Speicherung 

und Nutzung von Niederschlagswasser geprüft und stärker genutzt werden. 



 
3 

 

Dazu zählen insbesondere Regenrückhaltung und Versickerungsflächen bei 
Neubaugebieten, die Nutzung bzw. Förderung von Zisternen sowie ein op-

timiertes Bewässerungsmanagement bei Sport- und Grünflächen. Auch die 
Möglichkeiten zur gezielten Steuerung von Drainagen sollen dabei geprüft 

werden. Ziel ist es, Trinkwasser soweit möglich durch gespeichertes Regen- 
oder anderweitig verfügbares Wasser zu ersetzen und den kommunalen 

Wasserverbrauch dauerhaft zu reduzieren. 
 

Hierbei wirken bereits neue Techniken wie z.B. zur Messung der Boden-
feuchte und somit der bedarfsorientierten Bewässerung positiv ein. 

 
Bei der städtischen Grünflächenunterhaltung gilt der Grundsatz: So wenig 

Trinkwasser aus dem öffentlichen Netz wie möglich, aber so viel Wasser wie 
aus unterhaltungsfachlicher und pflanzenphysiologischer Sicht notwendig. 

 

Ein wesentlicher Schwerpunkt liegt auf der Nutzung alternativer Wasserres-
sourcen. Für die Bewässerung werden, soweit technisch und qualitativ ge-

eignet, Brauch- und Betriebswässer eingesetzt. Dazu zählen insbesondere 
Wasser aus dem Schwimmbad Ziehers Nord sowie Wasser aus der Rück-

spülung der Filteranlagen des Wasserversorgers. Im Schlossgarten stehen 
zudem Zisternen zur Speicherung und Nutzung von Niederschlagswasser 

zur Verfügung. Zur Speisung der 8 Brunnen im Schlossgarten wurde im 
Zuge der Umbaumaßnahmen eigens eine zentrale brunnentechnische Pum-

penanlage installiert, um den Wasserverbrauch dauerhaft deutlich zu redu-
zieren.  

 
Parallel wird das Prinzip der Schwammstadt bereits bei der Gestaltung und 

Unterhaltung von Grünanlagen umgesetzt. Niederschlagswasser wird, so-
weit die örtlichen und technischen Voraussetzungen dies zulassen, nicht un-

mittelbar abgeleitet, sondern gezielt in Grünflächen und Vegetationsberei-
che geführt. Dadurch wird das Wasser vor Ort zurückgehalten und der Ve-

getation verfügbar gemacht. 

 
Auch bei den Baumstandorten wird der Wasserrückhalt verbessert. Bei ge-

eigneten Neuanlagen und Maßnahmen kommen Wurzelkammersysteme 
und spezielle Baumsubstrate zum Einsatz. Sie schaffen größere durchwur-

zelbare Bodenräume und verbessern die Fähigkeit des Standorts, Nieder-
schlagswasser zu speichern und den Bäumen bedarfsgerecht zur Verfügung 

zu stellen. 
 

Die Bewässerung selbst erfolgt bedarfsgerecht und differenziert nach 
Standort und Vegetationsbestand. Insbesondere Jungbäume und neu an-

gelegte Pflanzungen werden gezielt versorgt, während etablierte und stand-
ortgerechte Vegetationsbestände nur im fachlich erforderlichen Umfang be-

wässert werden. 
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Damit verfolgt das Grünflächenamt bereits heute einen integrierten Ansatz 
aus Wassereinsparung, Nutzung von Brauch- und Regenwasser, Speiche-

rung vor Ort und effizienter Bewässerung. Ziel ist es, die verfügbaren Was-
serressourcen möglichst vollständig und nachhaltig zu nutzen und gleich-

zeitig den städtischen Grün- und Baumbestand auch unter den aktuellen 
Trockenheitsbedingungen vital zu erhalten. 

 
Auch der Abwasserverband Fulda ist in die städtischen Maßnahmen einge-

bunden. Der Abwasserverband nutzt für die Spülung der Kanäle Spülfahr-
zeuge mit Aufbereitungstechnik. D.h. es wird das im Kanal fließende Ab-

wasser aufgesaugt und dann im Fahrzeug gereinigt und für die Hoch-
druckspülung genutzt. Da nicht alle Kanäle ausreichend Wasser führen und 

zum Beginn einer Spülung im Fahrzeug auch eine Mindestwassermenge vor-
handen sein muss, ist hier ein gewisser Bezug von außen notwendig. Um 

hier ebenfalls auf Trinkwasser zu verzichten, befüllt der AVF seine Fahr-

zeuge auf der Kläranlage Gläserzell mit gereinigtem Abwasser. 
  

In der Planung des Neubaus des Abwasserverbandes im Münsterfeld ist eine 
große, 120 Kubikmeter fassende Regenwasserzisterne vorgesehen, um hier 

Regenwasser zu nutzen und die Anzahl der Fahrten zur Kläranlage zu mini-
mieren.  

 
 

Frage 3:  
Wie soll das Wassermanagement der Stadt Fulda in den kommen-

den Jahren weiterentwickelt werden, um die Versorgungssicherheit 
auch bei häufiger auftretenden und länger andauernden Trocken-

perioden zu gewährleisten und Wassernotstände möglichst zu ver-
meiden? 

 
Antwort:  

Die Stadt Fulda und die RhönEnergie entwickeln das Wassermanagement 

kontinuierlich weiter, um den Wasserbedarf auch unter veränderten klima-
tischen Bedingungen zu decken. Dabei werden zunächst bestehende Ein-

spar- und Effizienzpotenziale ausgeschöpft. Wo dies erforderlich ist, werden 
zusätzliche Möglichkeiten der Wassergewinnung sowie der Ausbau und die 

Anpassung der Wasserinfrastruktur geprüft und umgesetzt. 
 

Parallel sollen durch Information, Beratung und geeignete Maßnahmen bei 
Haushalten, Unternehmen und öffentlichen Einrichtungen weitere Einspar-

potenziale erschlossen werden. Auch die stärkere Nutzung von Regenwas-
ser und alternativen Wasserquellen für geeignete Zwecke wird dabei eine 

zunehmende Rolle spielen. 
 

Grundsätzlich gilt: Wasser ist eine begrenzte Ressource. Die langfristige 
Versorgungssicherheit kann daher nur gewährleistet werden, wenn der 

Wasserverbrauch stärker an das verfügbare Wasserdargebot angepasst 

wird. Versorgungssicherheit bedeutet deshalb sowohl eine leistungsfähige 
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Infrastruktur als auch einen möglichst effizienten und sparsamen Umgang 
mit Wasser. 

 
Die Einschränkung des Wasserverbrauchs ist aber auch mit dem Ziel in Ein-

klang zu bringen, Stadträume klimagerecht zu gestalten, indem durch Be-
grünung, das Schaffen von Wasserflächen oder die Bereitstellung von Brun-

nen Abkühlung und Verdunstung ermöglicht wird. 
 

Diese Aufgabenstellungen werden auch in dem sich derzeit in Bearbeitung 
befindliche Klimaanpassungskonzept aufgegriffen. Es werden konkrete Be-

standsaufnahmen erhoben und perspektivische direkt und vorbeugend wir-
kende Maßnahmen entwickelt, welche sich mit Extremwetterereignissen wie 

Starkregen, Hitze und Dürre befassen. 
 

 

Fulda, 02.09.2026 
Amt 30 (unter Einbindung von 61, 66, 69, REF und AVF) 

Siebert 
 

 



 

Anfrage der Stadtverordnetenfraktion FDP/FW/FGG vom 24.08.2026 zum Thema 

Entwicklung ehemaliges Goodyear-Areal 

 

Antwort von Herrn Oberbürgermeister Dr. Wingenfeld 

 

Frage 1: 

Wie gestaltet sich die Entwicklung des ehemaligen Goodyear-Areals und welcher Zeitplan 

wird dafür ins Auge gefasst? 

 

Antwort: 

Die Stadt Fulda ist seit 01.07.2026 im Besitz des ehemaligen Goodyear-Areals. Seitdem 

führt der Magistrat Sondierungsgespräche mit diversen Interessierten, um eine marktge-

rechte Entwicklung des Areals im Sinne der städtischen Planungsziele, welche mit dem Ent-

wicklungskonzept zur Vorkaufsrechtssatzung beschlossen wurden, zu ermöglichen. Ziel ist 

es bis zum Ende des Jahres 2026 die gesammelten Erkenntnisse der Sondierungen zu be-

werten, sodass im Jahr 2027 formelle Schritte wie Planverfahren oder Vertragsschlüssen be-

gonnen werden kann.  

 

Frage 2: 

Welches grundsätzliche Entwicklungskonzept wird derzeit angestrebt? 

 

Antwort: 

Der Magistrat verfolgt das Ziel, das Areal städtebaulich geordnet weiterzuentwickeln. Hierzu 

wurde ein entsprechendes Konzept erarbeitet und der Stadtverordnetenversammlung zur 

Beschlussfassung vorgelegt. Aus Sicht des Magistrats kommen insbesondere Nutzungen im 

Bereich der Industrie, der Produktion, des Handels und Gewerbes im Allgemeinen in Be-

tracht. Zudem ist die Nutzung für ein Depot, als auch für das Klinikum Fulda denkbar. Erstes 

Ziel für den Magistrat ist die Ansiedlung neuer Arbeitsplätze, sowie die Schaffung neuer 

Wertschöpfung auf dem ehemaligen Industrieareal.  

 

Frage 3: 

Gibt es bereits konkrete Interessensbekundungen von Unternehmen oder Investoren und 

wie vielversprechend erscheinen diese? 

 

Antwort: 

Auf Grund der öffentlichen Berichterstattung, als auch direkten Gesprächen wurde vielfach 

grundsätzliches Interesse geäußert, sich auf dem Gelände der ehemaligen Gummiwerke an-

zusiedeln und ggf. selbst für Teilbereiche zu investieren. Die Meldungen von Interessierten 

werden weiterhin gesammelt, bewertet und auf Basis der Einschätzung der Fachverwaltung 

weitere Sondierungsgespräche geführt. Zudem gibt es vereinzelt Anfragen zur temporären 

Anmietung einzelner Teilflächen. Diese werden ebenfalls im Kontext der geplanten geordne-

ten städtebaulichen Entwicklung bewertet.  

 

Fulda, 07.09.2026 



Anfrage der SPD-Stadtverordnetenfraktion Fulda bezüglich 
der Ferienbetreuung im Ganztag vom 24.08.2026 
 
Antwort von Herrn Bürgermeister Wehner: 
 

 

Frage 1:  
Wie hoch sind die geplanten Kosten für das Angebot? Gibt es auch 

ein Halbtagsangebot oder die Möglichkeit, lediglich einzelne Tage 

zu buchen? 
 

Antwort: 
Der zum 01. August 2026 in Kraft getretene Rechtsanspruch auf 

ganztägige Förderung im Grundschulalter umfasst auch eine Betreuung in 
den Hessischen Ferien. Das Gesetz hat den Ländern zugestanden, eine 

Schließzeit von bis zu 4 Wochen im Jahr einzuräumen. Von dieser 
Möglichkeit hat der Landesgesetzgeber Gebrauch gemacht, sodass von  

12 Ferienwochen 4 Wochen nicht abgedeckt werden müssen. Von dieser 
Möglichkeit wird die Stadt Fulda ebenfalls Gebrauch machen.  

 
Mit der Umsetzung des Rechtsanspruchs auf Ferienbetreuung werden wir 

ab den Herbstferien beginnen und ein entsprechendes Angebot für die 
Schülerinnen und Schüler der 1. Stufe der Grundschulen bereithalten. Es 

handelt sich dabei um ein Betreuungsangebot, das ähnlich wie das 

Angebot während der regulären Schulzeit mit unseren etablierten 
Kooperationspartnern abgestimmt wurde.  

Wir konnten für die Durchführung mit der AWO Kreisverband Fulda e. V., 
dem Kinderschutzbund Kreis- und Ortsverband Fulda sowie dem 

Kolpingwerk Diözesanverband Fulda e.V.  drei Kooperationspartner 
gewinnen, die ein entsprechendes Angebot unterbreiten und in eigener 

Zuständigkeit an ausgewählten Schulen tätig sein werden. Die Stadt Fulda 
bezuschusst die Ferienangebote unter Abzug eines Elternbeitrages in Höhe 

von 150 EUR. 
 

Die Kosten für die Herbstferien lassen sich, wegen der Unklarheit über die 
Inanspruchnahme durch die Eltern/Familien sehr schwer kalkulieren, wir 

gehen derzeit von einem maximalen städtischen Zuschuss in Höhe von ca. 
33.500 € aus, sofern alle vorgehaltenen Betreuungsplätze besetzt werden 

sollten. 

 
Es wird ein wochenweises Angebot über 8 Stunden täglich geben. 

Halbtagesangebote oder die Möglichkeit nur einzelne Tage zu buchen wird 
es in der jetzigen Startphase der Ferienbetreung im Rahmen des 

gesetzlichen Rechtsanspruches zunächst nicht geben. Anpassungen in der 
Zukunft schließen wir aber unter Berücksichtigung der gemeinsam mit 

unseren Kooperationspartnern gemachten Erfahrungen nicht aus.  
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Frage 2:  

Welche Kündigungsfristen sind vorgesehen? 

 
Antwort: 

Die Eltern melden ihre Kinder verbindlich für die Ferienbetreuung in den 
Herbstferien an und sind somit zur Zahlung des Elternbeitrages 

verpflichtet. Lediglich auf Antrag kann geprüft werden, ob im Einzelfall ein 
Härtefall vorliegt, der eine Teilnahme nicht möglich macht. Ein 

allgemeines Kündigungsrecht ist für die Herbstferien nicht vorgesehen. 
Organisatorische wie auch personelle Vorbereitungen erfordern eine 

gewisse Planungssicherheit. Eine kurzfristige Kündigung kann daher nur 
berücksichtigt werden, wenn besondere individuelle Gründe vorliegen und 

diese entsprechend nachgewiesen werden. 
 

 
Frage 3:  

Welche finanziellen Unterstützungsmöglichkeiten gibt es für 

einkommensschwache Familien? 
 

Antwort: 
Eine finanzielle Unterstützung der Ferienbetreuung nach § 90 SGB VIII ist 

nach unserer rechtlichen Einschätzung aktuell nicht möglich. Hintergrund 
ist, dass die Ferienbetreuung in der gegenwärtigen rechtlichen 

Ausgestaltung nicht eindeutig von dieser Regelung erfasst wird. 
Mit Blick auf den sukzessiven Ausbau des Rechtsanspruchs auf Ganztags-

betreuung für Grundschulkinder wäre eine gesetzliche bzw. rechtliche 
Präzisierung wünschenswert, die künftig ausdrücklich auch die im Rahmen 

des Ganztags erforderliche Ferienbetreuung erfasst. Dadurch könnte 
insbesondere für einkommensschwache Familien eine verlässlichere und 

rechtssichere Möglichkeit zur Kostenentlastung geschaffen werden. 
Bis zu einer solchen rechtlichen Klarstellung prüft die Verwaltung derzeit, 

ob eine kommunale Härtefallregelung geschaffen werden kann. Damit soll 

insbesondere in Fällen besonderer finanzieller Belastung eine 
angemessene Unterstützung bei den Kosten der Ferienbetreuung 

ermöglicht werden. 
 

Fulda, 01. September 2026 
Amt 40  
 



Anfrage Die Partei Stadtverordnete Ute Riebold zur 
Stadtverordnetenversammlung am 07.09.2026 betreffend des 

Zollgebäudes in der Lindenstraße 6c   

 
 

 
 

Antwort von Herrn Oberbürgermeister Dr. Wingenfeld 
 

Nach aktuellem Stand wird die Zollverwaltung voraussichtlich im Jahr 2027 
einen neuen Standort nutzen und ihre Aktivitäten in Stadt und Landkreis 

bündeln. Es gibt somit berechtigten Anlass zur Zuversicht, dass in 
Gesprächen mit der BIMA die künftige Nutzung der Immobilie im Sinne der 

Interessen der Stadt neu aufgestellt werden kann.   
 

 
Fulda, 07.09.2026 



Anfrage der Stadtverordnetenfraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN vom 17.08.26 bezüglich Auswirkungen Hitzepe-
rioden / Hitzeschutz in Fulda 
 
Antwort von Herrn Stadtbaurat Schreiner 
 
 
Frage 1: 

Welche gesundheitlichen Auswirkungen der sommerlichen Hitzepe-
rioden 2026 entstanden v.a. durch hitzebedingte Einsätze von Ret-

tungsdienst und Feuerwehr sowie im Klinikum Fulda? 
 

Antwort: 
 

Sommerliche Hitzeperioden führen für die Feuerwehr zu einer zusätzlichen 
körperlichen und organisatorischen Belastung. Besonders lang andauernde 

Vegetationsbrände stellen aufgrund der hohen Temperaturen, der Sonnen-

einstrahlung und der körperlich anspruchsvollen Arbeiten eine Herausfor-
derung dar. 

 
Hinzu kommt, dass auch bei länger andauernden Einsätzen ausreichend 

Einsatzkräfte und Einsatzmittel für weitere Notfälle im Stadtgebiet und in 
den Stadtteilen vorgehalten werden müssen. Eine vorausschauende Ein-

satzplanung und regelmäßige Ablösungen sind daher besonders wichtig. 
 

Die klassische Feuerwehrschutzkleidung ist insbesondere für den Innenan-
griff bei Gebäudebränden ausgelegt und kann bei länger dauernden Tätig-

keiten im offenen Gelände eine zusätzliche thermische Belastung darstellen. 
 

Zu den entstandenen Auswirkungen der sommerlichen Hitzeperioden 2026 
durch hitzebedingte Einsätze des Rettungsdienstes und im Klinikum Fulda 

müsste direkt beim Landkreis Fulda sowie beim Klinikum nachgefragt wer-

den, da diese nicht im Zuständigkeitsbereich der Stadt Fulda fallen. 
 

Frage 2:  
Welche Maßnahmen wurden während der Hitzeperioden v.a. zum 

Schutz besonders gefährdeter Menschen ergriffen? 
 

Antwort: 
 

Maßnahmen der Feuerwehr Fulda 
Die Feuerwehr-Fachverbände weisen bei solchen Einsatzlagen insbesondere 

auf die Bedeutung ausreichender Flüssigkeitszufuhr, regelmäßiger Erho-
lungsphasen und einer an die Einsatzart angepassten persönlichen Schutz-

ausrüstung hin. 
 



Die Feuerwehr Fulda hat auf die besonderen Anforderungen während der 
Hitzeperioden mit verschiedenen organisatorischen und praktischen Maß-

nahmen reagiert. Körperlich belastende Tätigkeiten im Innendienst werden 

soweit möglich reduziert und Bereitschaftszeiten an die jeweiligen Einsatz- 
und Witterungsbedingungen angepasst. Im Innendienst kann zudem leich-

tere Dienstkleidung getragen werden; die erforderliche persönliche Schutz-
ausrüstung bei Einsätzen bleibt davon unberührt. 

 
Für Einsätze bei hohen Temperaturen und insbesondere bei Vegetations-

bränden steht leichtere persönliche Schutzausrüstung zur Verfügung. Dar-
über hinaus wurden die Trinkwasservorräte deutlich aufgestockt und auf 

den Einsatzfahrzeugen verteilt. 
 

Ergänzend wurden Sonnenschutzmittel, Kopfbedeckungen und mobile Pa-
villons beschafft und in den Einsatzdienst integriert. Diese Maßnahmen er-

möglichen insbesondere bei mehrstündigen Einsätzen auf offenen Flächen 
ohne natürliche Schattenbereiche eine bessere Versorgung und Regenera-

tion der Einsatzkräfte. 

 
Im Rahmen der Umsetzung des Hitzeaktionsplans wurden verschiedene 

Maßnahmen für besonders gefährdeter Menschen ergriffen: 
 

• Maßnahme 15: Risiko- und Krisenkommunikation zum Thema Hitze, 
unterstützende Akutmaßnahmen bei städtischen Freizeiten (sowie 

Kinder und Jugendtreffs). 
o Freizeiten: Das Personal wird entsprechend zu den Verhaltens-

regeln geschult. Wasser wird kostenfrei bereitgestellt. Eine 
Packliste mit u.a. Sonnencreme, Kopfbedeckung und Getränken 

als mitzubringenden Gegenständen wird im Vorfeld an die El-
tern verschickt. 

o Kinder- und Jugendtreffs: In allen Einrichtungen wird kosten-
freies Wasser bereitgestellt. Zudem werden den Kindern/Ju-

gendlichen von den Mitarbeitenden auf die entsprechenden Ver-

haltensregeln hingewiesen. 
• Maßnahme 16: Risiko- und Krisenkommunikation zum Thema Hitze, 

unterstützende Akutmaßnahmen in Kindertageseinrichtungen 
o Ein allgemeiner Hitzeschutzplan wird für alle Kitas entwickelt.  

o Die Fachkräfte in den Kitas halten die Kinder zum Trinken an 
und aktivieren die Eltern dafür, ihre Kinder vor Überhitzung zu 

schützen, indem sie in der Kita Sonnenhüte und Sonnenschutz-
mittel in der Kita deponieren bzw. sich jeden Morgen selbst da-

rum zu kümmern. 
o Eine „Fachberatung“ findet im Zusammenspiel mit GM bei den 

Neubauten und baulichen Ertüchtigungen von Gebäuden statt. 
• Maßnahme 17: Hitzeschutz für Wohnungslose 

o Informationsmaterialien werden im Rahmen der Arbeitsgruppe 
Wohnen erstellt.  



o Die Obdachlosenhilfe und die Stadtteiltreffs dienen als Anlauf-
stellen für kostenloses Trinkwasser und Schutz vor starker Son-

neneinstrahlung. 

• Maßnahme 19: Ehrenamtlicher Strukturaufbau und Netzwerkbildung 
durch die Stadtteiltreffs in den Quartieren Nordend, Südend und Os-

tend 
o Die Leitungen der Stadtteiltreffs sowie die Angebotsleitungen 

(Honorarkräfte, Ehrenamtliche) sind für das Thema Hitzeschutz 
sensibilisiert und haben insbesondere vulnerable Personengrup-

pen im Blick. Die Stadtteiltreffs dienen im Bedarfsfall als nied-
rigschwellige Anlaufstellen und geben entsprechende Informa-

tionen weiter. 
 

Darüber hinaus wurde eine ausgeprägte Öffentlichkeitsarbeit zu den Gefah-
ren der Hitzewelle, den empfohlenen Verhaltensregeln usw. über verschiede 

Medien bedarfsorientiert durchgeführt. Beispielsweise wurden im Rahmen 
des Hessentages zusätzlichen Trinkspender aufgestellt, kostenloses Wasser 

verteilt und über die digitalen Bildschirme auf die Hitzewarnstufen und ent-

sprechenden Verhaltensregeln hingewiesen.  
 

Zudem wird derzeit ein Klimaanpassungskonzept erstellt, indem weitere 
Maßnahmen aufgeführt werden, die dem zusätzlichen Hitzeschutz der Be-

völkerung sowie vulnerablen Gruppen dienen sollen.  
 

Frage 3:  
Wie sind städtische, städtisch verantwortete Einrichtungen und das 

Klinikum Fulda durch bauliche und technische Schutzmaßnahmen 
auf Hitzeperioden vorbereitet? 

 
Städtische Gebäude werden nach modernen und gesetzlichen Wärme-

dämmstandards saniert, modernisiert und neu gebaut, dies umfasst auch 
eine Betrachtung des sommerlichen Wärmeschutzes, sowie die Einhaltung 

der jeweils gültigen Normen (GEG). Dies bedingt den Einsatz hochdämmen-

der Fenster in Kombination mit Einbau von außenliegendem Sonnenschutz 
mit automatischer Steuerung, sowie einer manuellen oder auch maschinel-

len Lüftung der Räume (automatisch oder organisatorisch, z.B. über Haus-
meister). 

 
Teilweise existieren bei einigen Liegenschaften neben den Lüftungssyste-

men auch Kühlsysteme. In einzelnen Liegenschaften sind im Sommer kurz-
fristig Kühlsysteme installiert worden, aber lediglich in den Räumen, die 

kaum abkühlen konnten. Hierbei ist zu erwähnen, dass keine gesetzlichen 
Vorgaben zu einer verpflichtenden aktiven Kühlung existieren. Eine aktive 

Kühlung kann ebenso negative gesundheitliche Einflüsse haben. Hier sind 
Zugerscheinungen sowie daraus resultierende grippeähnliche Symptome 

sehr verbreitet. Aus diesem Grund wird der Einsatz von dezentralen Anlagen 
zur aktiven Kühlung in enger Abstimmung mit der Fachkraft für Sicherheit 



und Arbeitsschutz festgelegt. Zusätzlich ist zu erwähnen, dass sich die Käl-
teerzeuger negativ auf das Mikroklima auswirken, da die bei der Kühlung 

entstehende Warmluft in die Atmosphäre abgegeben wird. Ein flächende-

ckender Einsatz von Kühlung oder Klimatisierung ist bei den kommunalen 
Gebäuden nicht gesetzlich / normativ oder intern vorgeschrieben, dies wäre 

mit erheblichem finanziellen Mittelaufwand verbunden und zeitnah nicht 
umsetzbar. Bei besonders sensiblen Objekten wie z.B. Kitas werden zusätz-

lich Sonnensegel und Sonnenschirme, sowie Markisen für die Außenanlagen 
eingeplant, auch bei der Gestaltung der Außenanlagen werden Pflanzpläne 

mit Anspruch auf Verschattung und Kühlung eingesetzt. Beschattung von 
Schulhöfen in Form von Sonnenschirmen oder Sonnensegeln, werden von 

Seiten des Gebäudemanagements nicht als primäre Antwort gesehen. Das 
Bewegungspotential an Schulen ist deutlich höher als an Kitas. 

 
Der Ansatz ist, die Bestandsbäume möglichst zu erhalten und in eine Um-

gestaltung zu integrieren. Ebenso soll durch Nachpflanzung und Erweite-
rung der bestehenden Gehölzstrukturen, dauerhaft der Grünflächenanteil 

vergrößert werden. 

 
Als Beispiel kann die Grundschule Lehnerz genommen werden. Hier wurde 

der Altbaumbestand (ca. 120 Jahre alte Linden) im Zuge der Schulhofsa-
nierung, dauerhaft erhalten und die Standorte aufgewertet. 

 
Kita-Freiflächen werden dauerhaft beschattet, und es wurden in den letzten 

Jahren eine große Anzahl von Sonnenschirmen nachgerüstet. 
 

Dort wo möglich, werden zur Schaffung eines verbesserten Wassermana-
gements / Mikroklimas Gründächer eingeplant. Bei allen städtischen Gebäu-

den wird zur Minimierung des CO2-Fußabdrucks zudem der Einsatz von PV- 
Anlagen zur Energieversorgung geprüft. Auch geothermische Anlagen mit 

Bauteilkühlung werden bei Neubauten wie z.B. Wirgarten / Cuno Raabe 
Schule zum Einsatz gebracht. 

 

Zu den baulichen und technischen Schutzmaßnahmen am Klinikum Fulda 
müsste direkt beim Klinikum angefragt werden.  

 
Fulda, 07. September 2026 



Anfrage der Bündnis 90 / Die Grünen-Stadtverordneten-
fraktion vom 13.08 2026 bezüglich des Ortskern Edelzell 
Antwort von Herrn Stadtbaurat Schreiner 
 

Frage 1:  
Wie kritisch schätzt der Magistrat die Verkehrssituation an dieser 

Kreuzung ein? 
 

Antwort zu Frage 1:  

Am Donnerstag, 27. August 2026 fand in der Zeit von 07.30 Uhr bis 
08.00 Uhr eine Verkehrsbeobachtung durch die Straßenverkehrsbehörde 

statt. 
 

Bis ca. 07.50 Uhr ist das Verkehrsaufkommen erhöht. Der Knotenpunkt wird 
fast ausschließlich durch Pkw befahren. Es gab in diesem Zeitraum 1 Lkw, 

2 Schulbusse, ein paar Radfahrer, ein paar Motorräder und 2 Personen auf 
E-Scootern. 

 
4 Grundschulkinder querten den Knotenpunkt alleine, 11 Schulkinder wur-

den von Erwachsenen begleitet. 
 

Die Sicht auf querende Fußgänger und auf die Fußgängersignale ist an allen 
vier Einmündungen gut. Lediglich die Rechtsabbieger aus der Chattenstraße 

können aufgrund der Geometrie des Knotenpunktes das Fußgängersignal 

nur eingeschränkt erkennen. Aus diesem Grund wurde im Jahr 2022 ein 
Gelbblinker, der auf querende Fußgänger hinweist, angeordnet bzw. ange-

bracht.  
Anmerkung: Es gab zum damaligen Zeitpunkt keinen Unfall mit einem que-

renden Fußgänger! Es ist aber durchaus möglich, gerade in verkehrsschwa-
chen Zeiten, wenn sich keine weiteren Fahrzeuge am Knotenpunkt befin-

den, in einer Grünphase zügig nach rechts in Richtung Hohenlohestraße ab-
zubiegen. 

 
Die Zeiten zum Queren der Fahrbahnen sind ausreichend bemessen. Die Art 

der Schaltung, dass Fahrzeug-Grün parallel zu Fußgänger-Grün in der Ne-
benrichtung geschaltet ist, ist die übliche Schaltung im Stadtgebiet. Sie ist 

somit normal. 
 

Das Verkehrsaufkommen geht nach dem morgendlichen Berufsverkehr wie-

der zurück. Auch beim Fußgängeraufkommen dürfte die Zeit zwischen 
07.00 Uhr und 07.45 Uhr die Spitze darstellen. 

 
Gefährdungen von Fußgängern konnten im Beobachtungszeitraum nicht 

festgestellt werden. 
 

Auch bei der Polizei wurde nachgefragt, ob dort Erkenntnisse bezüglich Ge-
fährdungen oder Unfällen mit Fußgängern vorliegen. Am gesamten Knoten-

punkt haben sich in den letzten 3 Jahren 4 Unfälle und in den letzten  



5 Jahren 10 Unfälle ereignet. Bei allen Unfällen gab es keine Fußgängerbe-
teiligung. Der Knotenpunkt ist insgesamt keine Unfallhäufungsstelle. An-

sonsten sind der Polizei auch keine Informationen zu gefährlichen Situatio-

nen mit Fußgängern bekannt.  
 

Aufgrund der Beobachtungen und der Aussage der Polizei besteht keine be-
sondere Gefährdungslage für Fußgänger 

 
Frage 2:  

Wodurch könnte die Ampelschaltung so verändert werden, damit 
Fußgänger besser geschützt sind?  

 
Antwort zu Frage 2:  

Am gesamten Knotenpunkt gibt es aufgrund der bestehenden, unveränder-
baren Fahrspuraufteilung keine Möglichkeit den Fußgänger, an der Furt über 

die Hohenlohestraße, zusammen mit einem nicht feindlichen Verkehrsstrom 
zu signalisieren. Dies wäre z. B. möglich, wenn es einen separat signalisier-

ten Linksabbieger von der Chattenstraße in die Engelhelmser Straße gäbe. 

Da diese Möglichkeit nicht vorhanden ist, müsste für den Fußgänger eine 
eigene Phase eingerichtet werden. Hierdurch würde dann bei „Grün“ für die 

Fußgänger kein anderes Fahrzeug in den Knotenpunkt einfahren dürfen. 
Dies hätte jedoch zur Folge, dass unter Beachtung der erforderlichen Zwi-

schenzeiten sich die gesamte Umlaufzeit (jeder bekommt einmal Grün) 
drastisch erhöhen würde. Hieraus wiederum gäbe es gerade in den Spitzen-

zeiten längere Wartezeiten und Staus für den Kraftfahrzeugverkehr. Auf-
grund der Beobachtung der Verkehrsbehörde und den Feststellungen der 

Polizei besteht hier jedoch kein Bedarf durch eine solche Maßnahme die 
Verkehrsqualität nachhaltig zu verschlechtern. 

 
  



Frage 3:  
Inwiefern ist eine bauliche oder verkehrsberuhigende Maßnahme 

möglich?  

 
Antwort zu Frage 3:  

Die in der Anfrage beschriebene Situation, dass Kraftfahrzeuge zu schnell 
von der Chattenstraße in die Hohenlohestraße einbiegen, ist der bestehen-

den Knotenpunktsgeometrie geschuldet, da die Chattenstraße sehr flach-
winklig auf den Ast der Hohenlohestraße trifft. Bei einer rechtwinkligeren 

Führung müsste langsamer gefahren werden. Die Herstellung einer solchen 
Führung der Chattenstraße ist jedoch aufgrund der Lage der einzelnen Kno-

tenpunktsäste zueinander und der vorhandenen Bebauung nicht möglich. 
 

 
 

 
 

Fulda, 07.09.2025 
 



Anfrage der Stadtfraktion BÜNDNIS 90 / Die Grünen vom 

bzgl. der Bilanz der Schulreinigung nach der Neuvergabe 
 
 

Antwort von Herrn Stadtbaurat Daniel Schreiner 
 

Frage 1:  
Welche finanziellen Auswirkungen hatte die Neuvergabe der 

Schulreinigung, insbesondere wie haben sich die jährlichen 
Gesamtkosten im Vergleich zur vorherigen Vergabe entwickelt, 

welche Einsparungen konnten tatsächlich erzielt werden und in 
welchem Umfang stehen diesen Einsparungen gegebenenfalls 

zusätzliche Aufwendungen für Kontrolle, Nachbesserungen oder 
sonstige Leistungen gegenüber? 

 

Antwort: 
Die Stadt Fulda ist gem. Vergaberecht dazu verpflichtet, Dienstleistungen die 

über den Schwellenwert von aktuell 216.000 € netto Auftragsvolumen liegen, 
europaweit öffentlich auszuschreiben.  

Die Stadt Fulda schreibt deshalb in regelmäßigen Abständen nicht nur die 
angefragten Reinigungsdienstleistungen für Schulen, sondern auch in allen 

anderen Bereichen wie Kindergärten, Verwaltungsgebäuden, 
Feuerwehrgebäuden, Friedhöfen etc. europaweit aus. 

Das Stadtgebiet Fulda ist für die Reinigung aktuell in drei Abschnitte in 
unterschiedlicher Größe aufgeteilt, von denen fast jedes Jahr ein Abschnitt 

ausgeschrieben wird. Die letzte Ausschreibung erfolgte in 2025 
(Vertragsbeginn 01/2026), bei der insgesamt die Reinigung von 39 Objekten 

ausgeschrieben wurde:  

- Zu den Dienstleistern, die vorher bei der Stadt Fulda unter Vertag 

standen, ergab sich ein Einsparpotential von 239.144,18 €/pro Jahr 

(günstigster bisheriger Dienstleister) bzw. 752.825,38 €/pro Jahr 

(teuerster bisheriger Dienstleister) - die Vertragslaufzeit beläuft sich 

in der Regel auf vier Jahre. 

- Der Aufwand für Kontrolle, Nachbesserungen oder sonstigen 

Leistungen ist nahezu gleichgeblieben, da auch bei den vorherigen 

Dienstleistern in regelmäßigen Abständen ein 

Qualitätsmanagementverfahren bzw. Beschwerdemanagement 

durchgeführt wurde. 

- Somit kann gesagt werden, dass alleine bei diesem einen Los bei 

einer Vertragslaufzeit von vier Jahren die Einsparung bei ca. 1 Mio. 

Euro liegt. Unabhängig vom vorliegenden Einsparvolumen ist die 

Stadt Fulda wie o.g. zur Ausschreibung der 

Reinigungsdienstleistungen rechtlich verpflichtet – es müsste auch 

ausgeschrieben werden, wenn die Leistungen teurer würden. 



 

 

Frage 2:  
Wie bewertet der Magistrat nach einem vollständigen Schuljahr die Qualität 
der Schulreinigung im Vergleich zur vorherigen Vergabe insbesondere im 

Hinblick auf die vereinbarten Reinigungsstandards, die Zahl und Art von 
Beschwerden und Reklamationen, erforderliche Nachbesserungen sowie 

die Ergebnisse der durch die Stadt vorgenommenen Qualitätskontrollen? 
 
Antwort: 

Von den 39 ausgeschriebenen Objekten waren 12 Schulen betroffen. Der 

Zuschlag erfolgte an zwei unterschiedliche Firmen. Die Leistungen der Firmen 
unterscheiden sich in der Form, dass bei der einen Firma (vier Schulen) kein 

Leistungsunterschied festzustellen ist, teilweise haben wir sogar eine 
Verbesserung zu dem vorherigen Dienstleister. 

Der zweite Dienstleister hat Gebäude, bei denen kein Unterschied zum 

Vorgänger festzustellen ist. Es gibt allerdings auch Gebäude, bei denen dies 
nicht der Fall ist und er von uns anlassbezogen zur ordnungsgemäßen 

Leistungserbringung angemahnt werden muss. Die Zahl und Art von 
Beschwerden ist bei diesem Dienstleister leicht gestiegen (hierüber gibt es 

keine Statistik). Insgesamt wird die vertraglich geschuldete Leistung 
erbracht. 
 

 

Frage 3:  
Welche Rückmeldungen liegen dem Magistrat von den Schulleitungen, dem 

Stadtschüler*innenrat und dem Stadtelternbeirat zur Sauberkeit und zum 
hygienischen Zustand der Fuldaer Schulen sei der Neuvergabe vor, in 

welcher Form wurden diese Beteiligten systematisch einbezogen oder 
befragt und welche Maßnahmen beabsichtigt der Magistrat gegebenenfalls, 
um festgestellte Defizite bei der Reinigungsqualität zu beheben? 

 
Antwort: 

Die aktuell laufenden Dienstleistungsverträge im Bereich der Reinigung 

laufen seit 2023, 2024 und 2025. Vereinzelt erhalten wir Rückmeldungen von 
Schulleitungen, meistens dann, wenn etwas nicht funktioniert. Vom 

Stadtschüler*innenrat und dem Stadtelternbeirat liegen bisher keine 
Rückmeldungen vor. Schulleitungen werden im Rahmen von 

Beschwerdemanagement und Qualitätskontrollen mit einbezogen bzw. 
stehen im direkten Austausch mit den Schulhausmeistern, dem 

infrastrukturellen Gebäudemanagement und/oder dem Schul- und Sportamt, 
was insgesamt zum „laufenden Geschäft“ gehört. 

Im zunehmenden Maße sind hygienische Defizite in Schulen, die tagsüber 
entstehen, auf das Fehlverhalten von den Schüler*innen zurückzuführen, 

was zu einem Mehraufwand in der Reinigung führt. 
 

Fulda, 07.09.2026   



Anfrage der Stadtverordnetenfraktion Die PARTEI – Ute 
Riebold vom 25.08.2026 bezüglich Sportplatz Horas 
 
Antwort von Herrn Stadtbaurat Schreiner 
 
 
Frage 1: 
Was ist mit dem Gelände Einhardstraße 2 geplant? 

 
Antwort: 

Hintergrund des Verfahrens im Bereich Mackenrodtstraße zur Erlangung des 
Bauplanungsrechts für ein neues Sportgelände der Stadt Fulda ist die tech-

nische Problematik, dass der Hang unterhalb der Bonifatiusschule systema-
tisch die Abgrenzungsmauern am Sportplatz belastet, partiell zum Einsturz 

bringt und somit temporär während Sanierungsmaßnahmen und irgend-
wann langfristig wegen aufwändiger Hangsicherungen den Platz unbespiel-

bar macht. 

 
Um nicht in außerordentlich gehobenem Maße Investitionen in eine Hangsi-

cherung zu tätigen, soll als Variante eine neue Investition in eine normge-
rechte Sportplatzanlage ermöglicht werden. Dies bedeutet, dass bei Bereit-

schaft der Gremien zur Investition in diese Sportanlage die alte, mittlerweile 
verkleinerte Sportanlage aus den 50er Jahren aufgegeben und umgenutzt 

werden kann. 
 

Für eine potentielle Umnutzung laufen seit einiger Zeit Planungsrunden, um 
die Art der Umnutzung zu klären. Sobald ein fundierter Vorschlag für eine 

Nachnutzung gefunden wurde, wird dieser Vorschlag in die städtischen Gre-
mien gebracht. Ein weiteres Bebauungsplanverfahren wird dann erforderlich 

werden. 
 

 

Frage 2: 
Für wann ist die Eröffnung des neuen Sportplatzes (Stand jetzt) an-

visiert? 
 

Antwort:  
Es gibt noch kein finales Datum für die Fertigstellung der neuen Sportan-

lage, weil bislang nur Planungsbudgets gebildet werden konnten. Die aktu-
elle Haushaltslage lässt noch keine seriöse Aussage zu einem Bauzeitenplan 

zu. 
 

 
Fulda, 07. September 2026 
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Anfrage der SPD-Stadtverordnetenfraktion bezüglich des 
Wassernotstandes in Fulda vom 24.08.2026 
 
Antwort von Herrn Bürgermeister Dag Wehner 
 
Vorbemerkung: 

Die Stadt Fulda hat in Einklang mit § 30 des Hessischen Wassergesetzes die 
Trinkwasserversorgung auf die RhönEnergie Fulda übertragen. Diese Über-

tragung wurde durch Konzessionsvertrag vom 02.08.2024 bis zum 
30.09.20244 erneuert (Beschluss 244/2024 SVV vom 01.07.2024). Zuvor 

nahm die RhönEnergie Fulda diese Aufgabe in der Rechtsnachfolge der Gas- 

und Wasserversorgung Fulda (GWV) wahr, die seit der Auflösung der Stadt-
werke Fulda im Jahr 1971 die Wasserversorgung Fuldas sicherstellte. Zur 

Gewährleistung der Versorgung der Bevölkerung und der Gewerbetreiben-
den mit Trinkwasser arbeiten die Stadt Fulda und die RhönEnergie Fulda 

partnerschaftlich und vertrauensvoll zusammen. 

 
Frage 1: 
Wie ist der Wasserverbrauch industrieller Produzenten im Verhält-

nis zu Privatpersonen und kleineren Gewerbebetrieben? Konkret: 

Wie viel Wasser entnehmen die 5 größten industriellen Verbraucher 
täglich und wie hoch ist die tägliche Entnahme aller Verbraucher 

aus dem öffentlichen Versorgungsnetz in der Stadt Fulda? 
 

Antwort: 
Die durchschnittliche Abnahme von Frischwasser im Versorgungsnetz der 

RhönEnergie Fulda liegt bei etwa 14.000 m³ (14 Mio. Liter) pro Tag. An 
Spitzentagen kann sie rund 20.000 m³ erreichen. Diese Angabe bezieht sich 

auf das gesamte Versorgungsnetz, also die Stadt Fulda (mit Ausnahme von 
Bernhards, Dietershan und Lüdermünd) und Eichenzell und Ebersburg. Für 

Fulda allein liegen keine Tageswerte vor. Nach Schätzung auf der Grundlage 
der jährlichen Verbraucherabrechnungen entfallen auf Eichenzell und Ebers-

burg ca. 15 % des Verbrauchs. 
 

Bei den an das öffentliche Versorgungsnetz angeschlossenen Kunden ent-

fallen durchschnittlich etwa ein Drittel der Abnahmemenge auf größere Kun-
den und etwa zwei Drittel auf Haushaltskunden einschließlich Kleingewerbe. 

 
Die aktuellen täglichen Abnahmemengen der fünf größten industriellen Ver-

braucher sind kurzfristig nicht genau zu ermitteln. Die jährliche Abnahme-
menge der fünf größten Verbraucher beträgt zusammen ca. 650.000 m³ 

und damit rund 13 % der jährlichen Gesamtabgabemenge. Bei einer ent-
sprechenden Übertragung dieses Anteils auf die täglichen Abgabemengen 

dürfte die tägliche Abnahmemenge der fünf größten industriellen Verbrau-
cher bei etwa 1.820 m³ bis 2.600 m³ liegen. 

 
Der tägliche Wasserverbrauch unterliegt deutlichen Schwankungen und 

hängt unter anderem von Wochentag, Jahreszeit, Produktionszeiten und 
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Temperaturen ab. Die konkreten täglichen Entnahmemengen einzelner Un-

ternehmen schwanken erheblich und sind daher nur eingeschränkt über ei-
nen einzelnen Tageswert abzubilden.  

 
Die Entnahmemengen von Kunden, die Wasser aus eigenen Brunnen bezie-

hen und damit nicht an das öffentliche Versorgungsnetz angeschlossen sind, 

sind der Stadt Fulda nicht bekannt. Eigene Brunnen zur Grundwasserent-
nahme für private oder gewerbliche Zwecke sind anzeige- oder genehmi-

gungspflichtig. Die Zuständigkeiten liegen bei den unteren und oberen Was-
serbehörden, im Bereich der Stadt Fulda also beim Landkreis bzw. beim RP 

Kassel. Diesbezügliche unternehmensbezogene Daten sind dem Magistrat 
nicht bekannt. 

 
In diesem Kontext ist zu berücksichtigen, dass gewerbliche und industrielle 

Wasserverbraucher definierte und standardisierte Produktionsprozesse ha-
ben. Ein Eingriff in diese Prozesse, z. B. durch kurzfristige Drosselung einer 

etwaigen Frischwasserzufuhr, ist, soweit überhaupt möglich, mit entspre-
chenden Auswirkungen auf Betriebsprozesse verbunden. 

 
Gleichwohl steht die RhönEnergie Fulda im Rahmen ihres Maßnahmenkon-

zepts bzw. Wassermanagements zur dauerhaften Senkung der Wasserver-

bräuche in regelmäßigem Kontakt mit Großverbrauchern, um Einsparpoten-
tiale zu identifizieren.  

 
Die Feststellung des Trinkwassernotstands ist im Rahmen des Wasserma-

nagements eine fortgeschrittene Maßnahme. Vorrangig wurden folgende 
Maßnahmen umgesetzt: 

 
➢ Beratung und Identifikation von Einsparpotenzialen bei Großverbrau-

chern, 
➢ frühzeitige Abstimmung mit Großverbrauchern, 

➢ Reduzierung nicht zwingend erforderlicher kommunaler Verbräuche, 
➢ Nutzung alternativer Wasserquellen für geeignete Zwecke, 

➢ gezielte Information und Aufforderung zum Wassersparen, 
➢ Reduzierung bzw. zeitweise Einstellung nicht notwendiger Wasserver-

bräuche, etwa bei Durchlaufspringbrunnen. 

 
 

Frage 2: 
Wie wird die Einhaltung der Satzung kontrolliert? Wie wird bspw. 

sichergestellt, dass gem. § 2 Abs. 2 Nr. 9 der Satzung nur Fahrzeug-
waschanlagen betrieben werden, deren Verbrauch weniger als 25 

Liter pro Fahrzeug beträgt? 
 

Antwort: 
Die Einhaltung der Gefahrenabwehrverordnung über die Einschränkung des 

Verbrauchs von Trinkwasser bei Notständen in der Wasserversorgung der 
Stadt Fulda wurde während der Dauer des Trinkwassernotstand durch die 
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örtliche Ordnungsbehörde (Rechts- und Ordnungsamt) der Stadt Fulda kon-

trolliert. Die Kontrollen erfolgten anlassbezogen auf Hinweise und Mitteilun-
gen aus der Bevölkerung. Verdachtsunabhängige Kontrollen auf Grundstü-

cken sind rechtlich nicht zulässig.  
 

Außerdem hat die örtliche Ordnungsbehörde Auskünfte bei allen Betreibern 

von Waschanlagen im Stadtgebiet eingeholt, um den jeweiligen Wasserver-
brauch zu ermitteln. Dabei wurde festgestellt, dass die Vorgaben der Ver-

ordnung in allen Fällen eingehalten wurden und die Betreiber sogar freiwil-
lige überobligatorische Maßnahmen zur weiteren Einschränkung des Was-

serverbrauchs getroffen hatten, wie beispielsweise Außerbetriebnahme 
oder Drosselung der Hochdruckreinigungsgeräte. 

 
 

Frage 3:  
Sieht der Magistrat Handlungsbedarf? Wenn ja, welchen? 

 
Antwort:  

Ja. Das Wassermanagement ist fortlaufend an sich verändernde Rahmen-
bedingungen anzupassen, bedingt durch Klima- oder Bevölkerungsverän-

derung oder andere Umstände. 

 
Im Rahmen dieser Anpassung besteht dauerhaft Handlungsbedarf in fol-

genden Bereichen: 
 

➢ Wasserverbrauch reduzieren und Effizienzpotenziale ausschöpfen, ins-
besondere bei größeren Verbrauchern und bei kommunalen Nutzun-

gen; 
 

➢ vorhandene Wasserressourcen möglichst effizient bewirtschaften und 
die Nutzung von Regenwasser bzw. alternativen Wasserquellen für ge-

eignete Zwecke weiter ausbauen; 
 

➢ weiterhin notwendige zusätzliche Maßnahmen zur Wassergewinnung 
und Infrastruktur frühzeitig prüfen und bei Bedarf umsetzen. 

 

Ziel ist es, die Versorgungssicherheit auch bei häufiger auftretenden und 
länger andauernden Trockenperioden zu gewährleisten und gleichzeitig den 

Verbrauch stärker an das verfügbare Wasserdargebot anzupassen. 
 

In diesem Sinne handeln der Magistrat und die RhönEnergie Fulda bereits 
jetzt. 

 
Die Stadt Fulda und die RhönEnergie entwickeln das Wassermanagement 

kontinuierlich weiter. Dabei werden zunächst bestehende Einspar- und Effi-
zienzpotenziale ausgeschöpft. Wo dies erforderlich ist, werden zusätzliche 

Möglichkeiten der Wassergewinnung sowie der Ausbau und die Anpassung 
der Wasserinfrastruktur geprüft und umgesetzt. 
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Parallel werden durch Information, Beratung und geeignete Maßnahmen bei 

Haushalten, Unternehmen und öffentlichen Einrichtungen weitere Einspar-
potenziale erschlossen. Auch die stärkere Nutzung von Regenwasser und 

alternativen Wasserquellen für geeignete Zwecke wird dabei eine zuneh-
mende Rolle spielen. 

 

Grundsätzlich gilt: Wasser ist eine begrenzte Ressource. Die langfristige 
Versorgungssicherheit kann daher nur gewährleistet werden, wenn der 

Wasserverbrauch stärker an das verfügbare Wasserdargebot angepasst 
wird. Versorgungssicherheit bedeutet deshalb sowohl eine leistungsfähige 

Infrastruktur als auch einen möglichst effizienten und sparsamen Umgang 
mit Wasser. 

 
Die Einschränkung des Wasserverbrauchs ist aber auch mit dem Ziel in Ein-

klang zu bringen, Stadträume klimagerecht zu gestalten, indem durch Be-
grünung, das Schaffen von Wasserflächen oder die Bereitstellung von Brun-

nen Abkühlung und Verdunstung ermöglicht wird. 
 

Diese Aufgabenstellungen werden auch in dem sich derzeit in Bearbeitung 
befindliche Klimaanpassungskonzept aufgegriffen. Es werden konkrete Be-

standsaufnahmen erhoben und perspektivische direkt und vorbeugend wir-

kende Maßnahmen entwickelt, welche sich mit Extremwetterereignissen wie 
Starkregen, Hitze und Dürre befassen. 

 
Neben den bereits in der Antwort auf Frage 1 beschriebenen Maßnahmen, 

sind exemplarisch folgende zu nennen, die bereits umgesetzt werden: 
 

➢ Nutzung städtischer Zisternen für Bewässerungszwecke, die Verwen-
dung von Wasser aus dem Hallenbad Ziehers und dem Absetzbecken 

des Wasserwerks für geeignete Bewässerungen sowie der Umbau von 
Durchlaufspringbrunnen zu geschlossenen Systemen; 

 
➢ Rückhaltung von Niederschlagswasser in Grünflächen und Vegetati-

onsbereichen, z.B. durch Wurzelkammersysteme und spezielle 
Baumsubstrate; 

 

➢ Einsatz von Spülfahrzeugen mit Aufbereitungstechnik im Bereich des 
Abwasserverbands Fulda für die technisch erforderlichen Kanalspü-

lungen und Befüllung der Fahrzeuge mit gereinigtem Abwasser aus 
der Kläranlage Gläserzell.  

 
 

Fulda, 02.09.2026 
Amt 30 – Herr Siebert (unter Einbindung von 61, 66, 69, REF und AVF) 

 



 

Anfrage der Vertreterin Die PARTEI vom 25.08.2026 zum Thema 
Areal Gummiwerke 

 
 

Antwort von Herrn Oberbürgermeister Dr. Wingenfeld 
 

Frage: 
Durch die Unterzeichnung des notariellen Vertrages zum Kauf des ehemali-

gen Werksgeländes von der Goodyear Germany GmbH, Hanau ist die Stadt 
Fulda seit dem 1. Juli 2026 Eigentümerin des Areals. 

 
Dazu frage ich den Magistrat: 

Der Kauf konnte nur durch die Ausübung des gemeindlichen Vorkaufsrechtes 
getätigt werden. Hat die ursprüngliche Käuferin W&L logistics GmbH i.G., 

Frankfurt am Main (seit dem 24. April 2026 firmiert diese unter iSTREX Fulda 

GmbH, Frankfurt am Main) Rechtsmittel gegen die Ausübung des Vorkaufs-
rechtes eingelegt? 

 
Antwort: 

Durch die Ausübung ihres Vorkaufsrechts ist die Stadt Fulda seit 01.07.2026 
im Besitz des Areals der ehemaligen Gummiwerke. Inzwischen konnte auch 

die Eigentumsübertragung erfolgen. Gegen den Vorkaufsrechtsbescheid ist 
form- und fristgerecht ein Widerspruch eingegangen.  

 
Fulda, 07.09.2026 



Anfrage Die PARTEI Stadtverordnete Ute Riebold 
vom 25.08.2026, Nr. 18, zum Thema  

„Fehlende 4620 Fuldaer*innen“ 
 

Antwort von Herrn Oberbürgermeister Dr. Wingenfeld 
 

Frage: Zum Stichtag 1. Mai 2022 zählte das Fuldaer Bürgerbüro 

69.325 Fuldaer/innen. Das Hessische Statistische Landesamt 

(HSL) kam in Wiesbaden mit ihrem speziellen Hochrechnungsver-
fahren nur auf 64705 Einwohner/innen.  

 
Dazu wird der Magistrat gefragt: In welcher Phase befindet sich 

diese rechtliche Auseinandersetzung aktuell? 
 

Antwort: 
Die Stadt Fulda hat bereits am 10.07.2025 beim Verwaltungsgericht Kas-

sel fristgerecht Klage gegen den Bescheid des Hessischen Statistischen 
Landesamtes zur Feststellung der Einwohnerzahl im Rahmen des Zensus 

2022 erhoben. Nach Erstellung und Auswertung eines fachlichen Gutach-
tens zur Methodik des angewandten statistischen Verfahrens, das die Vor-

gehensweise des Zensus 2022 aus wissenschaftlicher Sicht untersucht, 
wurde die Klage im Frühjahr 2026 eingehend begründet. Dieser Klage ge-

gen den Feststellungsbescheid haben sich neben Fulda, auch die hessi-

schen Städte Hanau, Gießen, Marburg und Kassel angeschlossen. 

Seit dem 11.08.2026 liegt eine Klageerwiderung des Statistischen Landes-

amts vor, die über 100 Seiten und 18 Anlagen umfasst. Zur Stellungnah-
me auf diese Klageerwiderung hat das Verwaltungsgericht Kassel den kla-

genden Städten eine Frist bis zum 07.12.2026 gesetzt. Die von den Städ-
ten beauftragte Rechtsanwaltskanzlei wird zusammen mit den Gutachtern 

und in Abstimmung mit den Städten die Klageerwiderung nun auswerten, 
um fristgerecht dazu Stellung zu nehmen. 

 
Wann mit einer gerichtlichen Entscheidung zu rechnen ist, lässt sich der-

zeit noch nicht abschätzen. 
 

 
Anmerkung: Für die Berechnung der Schlüsselzuweisungen im Kommu-

nalen Finanzausgleich (KFA) finden die im Zensus 2022 festgestellten Ein-

wohnerzahlen ab dem Jahr 2027 Berücksichtigung. 
 

 
 

Fulda, 28.08.2026 
 

 
 

Marc Hillenbrand 
Amtsleiter Bürgerbüro 



Anfrage SPD Stadtverordnetenfraktion vom 24.08.2026, 
Nr. 04, zum Thema „Mietpreise“ 

 
Antwort von Herrn Oberbürgermeister Dr. Wingenfeld 
 

Frage 1: 

Hat der Magistrat Erkenntnisse über die Entwicklung der Angebots-

mieten bei Wiedervermietungen in der Stadt Fulda? 
 

Antwort 1: 
Der Magistrat hat keine Erkenntnisse über die Entwicklung der Angebotsmie-
ten bei Wiedervermietungen in der Stadt Fulda, da für Wiedervermietungen 
die Eigentümer selbst die Höhe der Mieten für neue Mieter festlegen können. 
Bei Neuvermietung der Wohnung besteht grundsätzlich Vertragsfreiheit – 
hier kann sich auch nicht auf die im Rahmen des qualifizierten Mietspiegels 
ermittelten ortsüblichen Vergleichsmieten berufen werden.  
 

Frage 2: 
Wie erklärt sich der Magistrat den weit überdurchschnittlichen An-

stieg der Bestandsmieten im Kreis Fulda? 
 

Antwort 2: 
Grundsätzlich ist zwischen Bestandsmieten und Angebotsmieten (Wieder-
vermietungsmieten) zu unterscheiden.  
 
Im erwähnten BBSR-Artikel werden Wiedervermietungsmieten, d.h. Ange-
botsmieten, inserierter Wohnungen im Internet analysiert. Die Steigerung 
dieser von 4,78 €/qm im Jahr 2010 zu 9,69 €/qm im Jahr 2025 im Landkreis 
Fulda kann u.a. an einer inflationären Entwicklung sowie vorgenommener 
Modernisierungen innerhalb der letzten 15 Jahren liegen.  
 
Ein Anstieg der Angebotsmieten, auf die der Magistrat wie in Frage 1 ausge-
führt keinen Einfluss hat, ist prinzipiell festzustellen. 
 
Entgegen der Fragestellung kann kein überdurchschnittlicher Anstieg der Be-
standsmieten erkannt werden. Laut Untersuchung des Bundesamtes für 
Bauwesen und Raumordnung (BBSR) „entwickeln sich die Bestandsmieten 
deutlich moderater“. Bundesweit liegt die durchschnittliche Bestandsmiete 
2025 bei rund 7,76 Euro pro Quadratmeter.  
 
Frage 3: 

Welche Maßnahmen möchte der Magistrat ergreifen, um gegen diese 
Entwicklung vorzugehen? 

 
Antwort 3: 
Die Stadt Fulda engagiert sich in besonderer Weise im Bereich des sozialen 
Mietwohnungsbaus und hat eigene städtisches Förderprogramme beschlos-
sen, welches die Landesprogramme um einen Zuschuss je Wohneinheit er-
gänzen. Hierdurch sollen Anreize zur Schaffung von sozialem Wohnraum ge-
geben werden. 
 
Im Weiteren wurde der Magistrat der gesetzlich geforderten Einführung ei-
nes Mietspiegels gerecht, um die ortsüblichen Vergleichsmiete für Wohnraum 
nach anerkannten wissenschaftlichen Grundsätzen rechtssicher und transpa-
rent zu ermitteln. Der erstmals zum 01.01.2024 eingeführte qualifizierte 



Mietspiegel wurde zum 01.01.2026 fortgeschrieben und wird zum 
01.01.2028 neu erstellt. 
 
Die Einführung einer Mietpreisbremse durch die Landesregierung ist nach 
derzeitigem Kenntnisstand nicht erforderlich, da kein angespannter Woh-
nungsmarkt in Fulda vorliegt. 
 
 
Fulda, 31.08.2026 

 
 

Marc Hillenbrand 
Amtsleiter Bürgerbüro 

 



Anfrage der Fraktion Die Partei bezüglich des 
Wassernotstandes in Fulda vom 25.08.2026 
  
Antwort von Herrn Bürgermeister Wehner 
 
 
Vorbemerkung: 

Die Stadt Fulda hat bereits vor Feststellung des Trinkwassernotstands ihre 
Bewässerungspraxis auf einen möglichst sparsamen und bedarfsgerechten 

Einsatz ausgerichtet. 

 
Frage 1: 

Welche Abwehrbewässerungen führt(e) die Stadt Fulda durch? 
 

Antwort: 

Die Stadt Fulda führt ausschließlich auf einem Teil der städtischen 

Sportanlagen eine Abwehrbewässerung mit Trinkwasser durch.  

Ziel ist dabei nicht, die Rasenfläche dauerhaft optisch grün zu halten, 

sondern bei außergewöhnlicher Trockenheit dauerhafte Schäden an der 

hochwertigen und intensiv genutzten Rasenfläche zu vermeiden und deren 
grundsätzliche Funktionsfähigkeit zu erhalten. Dabei wurde die 

Bewässerung auf das fachlich notwendige Maß reduziert und in die 
verdunstungsärmeren Abend- und frühen Morgenstunden verlegt.  

 
Zudem wurde die Bewässerung der Sportplätze nach Auslastungsgrad und 

Vitalität der Rasenanlagen priorisiert und die Bewässerung auf ca. die 
Hälfte der Sportanlagen reduziert bzw. die nicht bewässerten Plätze bis 

auf weiteres gesperrt. 
 

Wechselflorflächen, Kübelpflanzen sowie Jungbäume werden nicht mit 

Trinkwasser bewässert, sondern ausschließlich mit Brauchwasser (z. Bsp. 

Schwimmbadwasser aus Ziehers Nord; Wasser aus Spülvorgängen der 

CO2-Filteranlagen der RhönEnergie/Wasserwerk in der Frankfurter 

Straße). 

 

Frage 2: 
In § 3 dieser Gefahrenabwehrverordnung heißt es: „Der Magistrat 

oder der Oberbürgermeister kann bei Vorliegen eines öffentlichen 
Bedürfnisses oder besonderer dringender Umstände von den 

Verboten dieser Verordnung allgemein oder im Einzelfall Befreiung 
erteilen“. Welche Befreiungen wurden erteilt? 

 

Antwort: 
Es wurden keine Befreiungen von den Verboten dieser Verordnung erteilt.  
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Frage 3:  
Wann wurde damit begonnen, Schnitthöhe und Mähintervalle der 

Rasenflächen (inkl. der Sportanlagen) anzupassen (bzw. das Mähen 
ganz einzustellen), um diese resistenter gegen Hitze zu machen? 

 
Antwort:  

Die Schnitthöhen betragen mit Beginn der Vegetationsperiode beim 
Sportrasen 3 cm und in den Grünanlagen 6,5 cm. Sie werden standort- 

und witterungsabhängig ab Mitte Juni generell jährlich erhöht, d.h. die 
Sportrasenflächen werden auf 4,5 cm und die Gebrauchsrasenflächen auf 

8 cm erhöht. 
 

Die Mäharbeiten wurden in diesem Jahr standortabhängig ab Mitte Juni  
sukzessive reduziert bzw. komplett eingestellt.  

 

 
 

Fulda, 07.09.2026 
Ämter 30 + 69 
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